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Bleiben in Schleswig-Holstein

Grundsätzlich sind alle Gesetzesänderun-
gen, die in der EU beschlossen wurden 
und ins nationale Recht umgesetzt wurden 
oder umzusetzen sind sowie alle vom 
Bund beschlossenen Gesetzesänderungen 
auch in Schleswig-Holstein umzusetzen. 

Die rechtlichen Folgen 
der aktuellen Asylpolitik

Die Aussetzung des Familiennachzugs zu 
subsidiär Schutzberechtigten, der von 
der jetzigen Bundesregierung am 24. Juni 
2025 beschlossen wurde und durch Ver-
öffentlichung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft trat, greift auch in Schleswig-Hol-
stein und führt aktuell zu Unklarheiten 
bei den Zielgruppen hinsichtlich der Frage 
nach dem weiteren Vorgehen bei bereits 
gestellten Anträgen, der Neubeantra-
gung des Familiennachzugs nach Auslau-
fen der gesetzlich normierten Aussetzung 
bis zum 23. Juli 2027, bei der eventuellen 
Visabeantragung schon während der Zeit 
des Aussetzens des Familiennachzugs und 
den langen Wartezeiten in den deutschen 
Auslandsvertretungen, bei der Frage der 
Definition von Härtefällen und der Bean-
tragung dieser und hat somit umfängliche 
Auswirkungen auf Geflüchtete in Schles-
wig-Holstein.

Auch die Aussetzung aller Aufnahme-
programme des Bundes und der Länder 
hat konkrete Auswirkungen auf Geflüch-
tete in Schleswig-Holstein. Ganz konkret: 
Schleswig-Holstein hat über viele Jahre 
ein eigenes Landesaufnahmeprogramm 
Syrien mit Zustimmung des Bundes 
durchgeführt, was mit dem 31.12.2024 
ausgelaufen ist. 

Ein vormaliges landeseigenes Aufnahme-
programm für Ezid_innen aus dem Nor-
dirak in Kooperation mit Baden-Würt-
temberg aus den Jahren 2015/2016, aber 

auch das landeseigenen Landesaufnahme-
programm LAP 500 aus der letzten Legis-
laturperiode mit dem angestrebten Ziel, 
vorrangig vulnerable Frauen und Kinder 
in Schleswig-Holstein eine gesicherte 
Lebensperspektive zu ermöglichen, sind 
aus meiner Sicht Erfolgsgeschichten und 
zeigen, wie wichtig der legale Zugang von 
Schutzsuchenden sein kann und was auf 
Landesebene möglich ist, wenn der Bund 
dem Vorhaben zustimmt.

Wir wissen alle, dass auch das Bundes-
aufnahmeprogramm BAP Afghanistan in 
vielen Teilen nicht gut umgesetzt wurde 
und dass noch heute zahlreiche Geflüch-
tete mit Aufnahmezusagen in den Nach-
barländern auf die Ausreise nach Deutsch-
land warten (siehe S. 86). Auch Bemü-
hungen um die Aufnahme von Kindern 
aus Gaza durch einige engagierte Ober-
bürgermeister in Deutschland, u.a. auch 
in Kiel, hat bisher keine Zustimmung des 
Bundes gefunden (siehe S. 108). 

Auch die Rückkehroffensive durch die 
Einführung des Gesetzes zur Verbesse-
rung der Rückführungen (Rückführungs-
verbesserungsgesetz) hat Auswirkungen 
auf Geflüchtete in Schleswig-Holstein, die 
ein ungesichertes Aufenthaltsrecht inne-
haben. Die Umsetzung der GEAS-Reform 
(siehe S. 63ff) – in der noch viele Fragen 
auch in der Umsetzung in Schleswig-Hol-
stein offen sind – hat Auswirkungen auf 
Schleswig-Holstein. 

Die Einführung einer neuen Bleiberechts-
regelung nach dem Auslaufen des Chan-
cenaufenthaltsrechts zum Jahresende 
(siehe: www.landtag.ltsh.de/beauftragte/
fb/Chancenaufenthaltsrecht/) und die 
Unklarheit sowie die hohen Anforderun-
gen des neuen Bleiberechts und die Frage, 
wann diese kommen wird, hat Auswir-
kungen auf Schleswig-Holstein. Auch die 
bundesweite Einführung der Bezahlkarte 

„Die gesellschaftliche Vielfalt 
ist aber ein Fakt“

Blick auf Schleswig-Holstein: Rechtliche und gesell-
schaftliche Folgen der aktuellen Asylpolitik

Doris Kratz-Hinrichsen

Beim AMIF-Fachtag 
„Aufnahmestrukturen von 
Geflüchteten in Zeiten 
restriktiver Asylpolitik“ am 
18.9.2025 in Neumünster 
hat die Landeszuwan-
derungsbeauftragte 
Doris Kratz-Hinrichsen die 
„Rechtliche und gesell-
schaftliche Folgen der ak-
tuellen Asylpolitik mit Blick 
auf Schleswig-Holstein“ 
dargestellt, wie Rechtsla-
gen, Verwaltungspraxis 
und gesellschaftliche Stim-
mungen Einfluss nehmen 
auf die Einwanderungs-
gesellschaft hierzulande.



www.frsh.de * Der Schlepper Nr. 112 * 11/2025 · 29 

Bleiben in Schleswig-Holstein

betrifft Geflüchtete in Schleswig-Hol-
stein. Die Verlängerung der bundeswei-
ten Grenzkontrollen und die Zurückwei-
sung an den Grenzen betrifft auch unser 
Bundesland.

Gestaltungsspielräume im rechtlichen 
Bereich im Land und somit in den Kom-
munen sind bei der Rechtsanwendung, 
z.B. bei Regelungslücken oder unbe-
stimmten Rechtsbegriffen zum Teil vor-
handen. Diese werden in landeseigenen 
Verordnungen, Erlassen oder Leitlinien 
formuliert und ausgestaltet. Grundsätzlich 
gibt es ermessenslenkende Verwaltungs-
vorschriften (Ermessensrichtlinien) und 
norminterpretierenden Verwaltungsvor-
schriften (Auslegungsrichtlinien). 

Gestaltungsspielräume sind in der Umset-
zung auf der Länderebene aber auch abhän-
gig vom politischen Willen der Landesregie-
rung, von Mehrheiten im Parlament / Land-
tag und in der Umsetzung von den zuständi-
gen Ministerien und Behörden. 

Positive Beispiele, wie dies in der Praxis 
erfolgen kann bzw. erfolgt ist, sind u.a. 
der sog. Beratungserlass des Landes 
Schleswig-Holstein vom 15.11.2022, die 
Erlasse zu § 25a Aufenthaltsgesetz und zu 
§ 25b Aufenthaltsgesetz aus dem Jahr 2023, 
der Erlass zur Umsetzung der Ausbildungs-
duldung nach § 60c Aufenthaltsgesetz aus 
dem Jahr 2020, der Afghanistan-Grunder-
lass aus dem Jahr 2025 sowie der Leitfaden 
für von Gewalt betroffene Ausländerinnen 

aus diesem Sommer. (zu finden auf: www.
frsh.de/service/behoerden-recht)

Positive Beispiele sind aber auch die ein-
stimmigen Beschlüsse des Landesparla-
ments wie z.B. der Beschluss des Schles-
wig-Holsteinischen Landtags vom Okto-
ber 2024 zum zeitlich befristeten 
Abschiebestopp von Ezid_innen in den 
Irak und in der Folge das Einvernehmen 
der Bundesinnenministerin zu der Auf-
nahme gemäß § 23 Absatz 1 Satz 3 Auf-
enthG zu beantragen. Leider ist das Ein-
vernehmen durch das Bundesministerium 
des Innern bis jetzt noch nicht erfolgt. 

Als erfreulich bewerte ich auch den 
Beschluss des Schleswig-Holsteinischen 
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Landtages vom 10. Juli 2025 (www.land-
tag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/03400/
drucksache-20-03463.pdf), der die Pla-
nungssicherheit für Menschen mit Per-
spektive durch Integration durch Aus-
bildung und Berufstätigkeit in den Blick 
nimmt und die Landesregierung darum 
bittet, dass die Ausländerbehörden bei 
ausreisepflichtigen Personen von Amts 
wegen Betroffene hinsichtlich eines asy-
lunabhängiges Aufenthaltsrecht beraten 
sollen, dass Ausländerbehörden im Kon-
text der Mitwirkung zur Passbeschaffung 
o.ä. Dokumente auf das Stufenverfahren 
des Bundesverwaltungsgerichtes hinwei-
sen, dass Beschleunigungsmöglichkeiten in 
den Kreisen und kreisfreien Städten iden-
tifiziert werden und somit die Bearbei-
tungszeiten in allen aufenthaltsrechtlichen 
Fragestellungen auf max. drei Monate 
reduziert werden und dass konsequent 
vor Einleitung konkreter aufenthalts-
beendigender Maßnahmen alle gesetz-
lich zur Verfügung stehenden Möglichkei-
ten von Bleiberechten des Aufenthaltsge-
setzes erteilt werden, wenn die Voraus-
setzungen hierfür vorliegen. Der Landtag 
bittet die Landesregierung darüber hinaus 
zu prüfen, wie volljährigen Geflüchte-
ten in Zukunft verstärkt ermöglicht wird, 
einen Schulabschluss zu machen. Auch 
dieser umfassende Antrag ist einstimmig 
von allen Fraktionen und Mitgliedern des 
Landtages beschlossen worden.

Positiv aus meiner Sicht ist auch weiterhin 
der Vorrang der freiwilligen Rückkehr vor 
zwangsweisen Abschiebungen.

Die gesellschaftlichen Folgen 
der aktuellen Asylpolitik

Das Vielfaltsbarometer 2025, was vor 
Kurzem durch die Robert-Bosch-Stiftung 
veröffentlicht wurde, zeigt die Auswir-
kungen des komplexen Zusammenspiels 
aus gesellschaftlichen Veränderungen 
und immer neuen Krisen und die Auswir-
kungen auf die Akzeptanz von Vielfalt in 
Deutschland. Hitzige öffentliche Debatten 
und solche medialen Berichterstattungen 
zum Thema Migration und Flucht haben 
Auswirkungen auf die Akzeptanz von Viel-
falt. Einige Parteien und Medien schüren 
bewusst Unsicherheiten von Menschen 
und Vertiefen die Gräben zwischen gesell-
schaftlichen Gruppen nicht nur (auch in 
Europa, USA und Russland), aber auch in 
Deutschland. 

Die Akzeptanz von Vielfalt ist von 6,4 
Punkten im Jahr 2019 auf jetzt 5,2 Punkten 
im Jahr 2025 – bei einer Skala von 0 (Viel-
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falt wird eher als Bedrohung gesehen) bis 
10 (Vielfalt wird als Bereicherung gesehen) 
– in Deutschland zurückgegangen. 

Die gesellschaftliche Vielfalt ist aber ein 
Fakt und wird auch in Zukunft weiter 
zunehmen!

Menschen mit Migrationsgeschichte 
nehmen war, dass sich etwas verändert 
hat, dass sie nicht mehr willkommen sind. 
Menschen mit Migrationsgeschichte ziehen 
sich zum Teil aus dem öffentlichen Leben 
zurück. Sie machen sich Sorgen um die 
Zukunft und haben Ängste, auch wenn sie 
einen sicheren Aufenthalt haben und / oder 
hier geboren und aufgewachsen sind. Ras-
sistische Übergriffe, antisemitische Vorfälle, 
Angriffe auf Migrant_innen sind Lebens-
alltag für viele Menschen im öffentlichen 
Raum, aber auch weit darüber hinaus. 

Laut einer repräsentativen Studie des Ras-
sismus-Monitors des Deutschen Zentrums 
für Integrations- und Migrationsforschung 
(DeZIM) dieses Jahres sind rassistische Ein-
stellungen weit verbreitet. 23 Prozent der 
Befragten finden, dass ethnische und reli-
giöse Minderheiten zu viele Forderungen 
nach Gleichberechtigung stellen.

Die Zahl der antisemitisch motivierten 
Straftaten hat sich 2024 im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum verdoppelt (Zahlen 
vom Oktober 2024). 

Die Zahl der Straftaten gegenüber 
Geflüchteten ist in den letzten Jahren 
deutlich gestiegen. Flüchtlingsfeindli-
che Diskurse und Taten sind nie ver-
schwunden und nehmen in den letzten 
Jahren wieder zu. Straftaten gegen Flücht-
lingsunterkünfte betrugen laut Medien-
dienst Integration im Jahr 2024 bundes-
weit 251 und im 1. Quartal 2025 79. 
Straftaten gegenüber Flüchtlingen außer-
halb von Unterkünften sind seit 2023 
wieder gestiegen von 2.210 im Jahr 2024 
deutschlandweit auf 648 im 1. Halbjahr 
2024 (siehe S. 22).

Schwierigkeiten haben Geflüchtete im 
Lebensalltag aber auch bei der Suche nach 
Wohnraum, bei der Suche nach einer Aus-
bildung oder nach Beschäftigung, an Schu-
len, im gesellschaftlichen Kontext etc.

Menschen mit Migrationsgeschichte ohne 
gesicherten Aufenthalt sind unter Druck 
und auch Menschen mit Migrationsge-
schichte mit gesichertem Aufenthalt über-
legen sich auszuwandern. Der Rückgang 
der Asylzugangszahlen europaweit und 
auch in Deutschland ist rückläufig. Die 
Attraktivität von Deutschland im Ausland 
nimmt ab und hat auch Auswirkungen auf 

das Anwerben von Arbeits- und Fachkräf-
ten aus dem Ausland. 

Laut dem Vielfaltsgesamtindex liegt 
der Wert der Akzeptanz von Vielfalt in 
Deutschland aktuell bei 63 Punkten (von 
insgesamt 100 Punkten) und ist im Ver-
gleich zu 2019 um fünf Punkte gesun-
ken. Im Bundesländervergleich schnei-
det Schleswig-Holstein mit 65 Punkten 
am besten ab und bildet mit Hamburg, 
Nordrhein-Westfalen und dem Saarland 
die Spitzengruppe. Mecklenburg-Vorpom-
mern ist mit 59 Punkten Schlusslicht.

Polarisierungstendenzen nehmen in unse-
rer Gesellschaft zu und die Gräben zwi-
schen den sozialen Gruppen vertiefen sich. 

Was sind nun die 
Handlungsoptionen 
für Politik, Zivilgesellschaft 
und Medien:

Wir müssen gesellschaftliche Spaltun-
gen überwinden und den Zusammenhalt 
in Vielfalt stärken. Dies kann durch Begeg-
nung und Dialog geschehen und durch Wis-
sensvermittlung. Wir sollten die Demokra-
tie weiter stärken und unsere Werte vertei-
digen. Individuelle Lebenslagen und Lebens-
leistungen sollten wir anerkennen und wert-
schätzen, aber auch Verantwortung über-
nehmen, Menschen zusammenführen, statt 
zu spalten. Probleme müssen gelöst werden 
und wir alle sollten uns aktiv einbringen.

Ausblick für 
Schleswig-Holstein:

In unserem Bundesland gibt es eine Viel-
zahl von Menschen, die sich engagie-
ren und sich für die oben beschriebenen 
Handlungsoptionen und Maßnahmen ein-
setzen, die eine gute Beratung und Beglei-
tung von geflüchteten Menschen an vielen 
Orten jeden Tag mit viel Zeit und Engage-
ment sicherstellen und sich für eine gute 
Flüchtlingspolitik stark machen. Schleswig-
Holstein lebt von einer guten Kooperation, 
einer professionellen Zusammenarbeit 
der unterschiedlichsten Partner_innen und 
bleibt auch bei gegensätzlichen Meinungen 
im Dialog. Wir sollten weiterhin lösungs-
orientiert zusammenarbeiten, neue Ideen 
entwickeln und weiterhin eng vernetzt 
zusammenstehen und Probleme lösen. 

Doris Kratz-Hinrichsen ist die Landesbeauftragte 
für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen des 
Landes Schleswig-Holstein. https://www.landtag.ltsh.
de/beauftragte/fb/ 
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